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tbb Stellungnahme 
Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 

Sehr geehrter Herr  , 

der tbb beamtenbund und tarifunion thüringen (tbb) bedankt sich für die Möglichkeit zur 
Stellungnahme. 

Der tbb hatte sich von Anfang an in den Prozess der Neuausrichtung der Thüringer Verwal-
tung aktiv mit eingebracht. Der jetzt festgelegte Verwaltungsreformansatz bleibt jedoch 
hinter den Erwartungen der Bevölkerung und trägt für unsere Kolleginnen und Kollegen we-
nig bei, um die öffentliche Verwaltung zukunftsfest zu machen. Hier wird der zweite Schritt 
vor dem ersten gemacht. Im Ergebnis wird sich die öffentliche Verwaltung mehr mit sich 
selbst beschäftigen. 

Der tbb hat wiederholt darauf hingewiesen, dass es ist nicht zielführend sei, eine Verwal-
tungsreform vor Verabschiedung eines geplanten Landesorganisationsgesetzes durchzufüh-
ren, um dann eine erneute Reform anzugehen. Das ist weder dem Bürgern des Freistaates 
Thüringen noch den Beschäftigten der Thüringer Landesverwaltung vermittelbar. Dies führt 
nur zur Verunsicherung bei den Beschäftigten und damit zu exis,tentiellen Ängsten, die sich 
negativ auf die Zufriedenheit und Motivation des Einzelnen auswirken. 

Unbestritten von uns ist die Notwendigkeit eine Verwaltungsmodernisierung. Bevor man 
bestehende Strukturen in den Blick nimmt, sollten doch erst einmal andere Baustellen ange-
gangen werden. U.a. ist die geplante Abschaffung der Referendarausbildung für verschiede-
ne Berufsgruppen zu überdenken. Der Altersdurchschnitt in der Thüringer Verwaltung liegt 
im Durchschnitt bei über 50 Jahren. Einstellungen im höheren technischen Dienst wurden in 
den letzten Jahren nicht vorgenommen. Aber ohne Spezialisten ist die Funktionalität einzel-
ner technischer Behörden in Frage zu stellen und damit die Funktionsfähigkeit der Landes-
verwaltungen. Im Bereich des Personalmanagements, des Gesundheitsmanagements und 
der Umsetzung einer wertschätzenden Führungskultur bedarf es grundlegender Verände-
rungen. 

A. Problem und Regelungsbedürfnis und 
B. Lösung, Infrastruktur und Landwirtschaft 

Die auf Seite 7 beschriebenen „wesentlichen Ergebnisse aufgabenkritischer Untersuchungen 
und Überlegungen im Geschäftsbereich des Ministeriums für Infrastruktur und Landwirt- 
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schaft sind uns nicht bekannt. Daher können hierzu auch keine Ausführungen erfolgen. Es 
wäre jedoch sehr hilfreich, wenn diese zur Verfügung gestellt werden könnten. Gleiches gilt 
für die im Punkt A. Nr. 2 Seite 4 erwähnte Aufgabenkritik. 

Zweiter Teil 
Finanzministerium 

Art. 4 
Änderung des Thüringer Besoldungsgesetzes 

Zu § 47 Zulage für stellvertretende Behördenleiter 

Der tbb begrüßt den Gedanken, dass derjenige, der - wenn auch nur vorrübergehend - 
Mehraufgaben übernimmt, dementsprechend eine Zulage erhält. Dies sollte aber für alle 
Bereiche gelten und nicht nur für den Stellvertreter eines Leiters in Besoldungsgruppe B 3. 
Der tbb setzt sich daher seit Jahren für die Aufnahme eine Regelung entsprechend 5 46 Bun-
desbesoldungsgesetz ein: 

„§ 46 BBesG Zulage für die Wahrnehmung eines höherwertigen Amtes 
(1) Werden einem Beamten oder Soldaten die Aufgaben eines höherwertigen Amtes vo-
rübergehend vertretungsweise übertragen, erhält er nach 18 Monaten der ununterbro-
chenen Wahrnehmung dieser Aufgaben eine Zulage, wenn in diesem Zeitpunkt die 
haushaltsrechtlichen und laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für die Übertragung 
dieses Amtes vorliegen. 
(2) Die Zulage wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen dem Grundgehalt seiner 
Besoldungsgruppe und dem Grundgehalt gewährt, der das höherwertige Amt zugeord-
net ist." 

Zu Anlage 1 Abschnitt b, aa) 
Es ist sehr erstaunlich, dass sich im Zuge der Änderungen eines strukturell-organisatorischen 
Aufbaus der Landesverwaltung lediglich Anpassungen der Besoldungsstruktur auf Leitungs-
ebene ergeben. 

Die in den vergangenen Jahren praktizierte Politik des Personalabbaus hat bisher nie dazu 
geführt, dass die Besoldungsstrukturen überdacht wurden. Zudem ist die für diese Anpas-
sung erfolgte Begründung kaum nachvollziehbar. Die Personalverantwortung wird hierar-
chisch nach unten abgegeben. Je mehr Hierarchieebenen es gibt umso mehr verteilt sich die 
Personalverantwortung. An den Hierarchieebenen ändert sich jedoch nichts. Es wird sogar 
mit dem Vizepräsidenten noch eine ergänzt. Die Personalstärken der einzelnen Organisati-
onseinheiten verändern sich dabei nicht. Zumal gerade auf der Führungsebene keine größe-
ren personellen Veränderungen vorgenommen werden. 

Hier wäre es eher sinnvoll, eine einheitliche Dienstpostenbewertung für Führungskräfte zu 
erstellen. Wenn die Personalstärke und damit die Personalverantwortung ein Kriterium für 
die Besoldungshöhe darstellen soll, wäre hier im Einzelnen eher eine entsprechende Staffe-
lung nach unten zu erwarten. Die Synchronisation der Leitungsämter würde auch für die 
unteren Besoldungsgruppen des nachgeordneten Geschäftsbereiches in gleicher Richtung 
wünschenswert sein. 

Seite 2 
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Vierter Teil 
Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft 

Allgemeine Überlegungen zum Gesetzentwurf 
Die nachfolgenden Ausführungen beziehen sich vorrangig auf die Belange der Thüringer 
Kataster- und Vermessungsverwaltung (TKVV) und somit auf das „neue" Landesamt für Bo-
denmanagement und Geoinformation (TLBG). 

Die TKVV hat schon einige Strukturreformen miterlebt. Ein wesentlicher Bestandteil jeder 
Begründung war immer die Reduzierung der Personalkosten. Aber ohne Personal können die 
Aufgaben nicht bewältigt werden. 

Die Gewinnung von gut qualifiziertem Personal wird für die öffentlichen Verwaltungen im-
mer schwieriger. Gerade im technischen Bereich, der ein wesentlicher Grundpfeiler zur Er-
haltung der Funktionsfähigkeit der Landesverwaltungen ist, kommt der Nachwuchsgewin-
nung eine immer wesentlichere Bedeutung zu. Dabei kann man sich jedoch nicht auf den 
Arbeitsmarkt verlassen, sondern muss auch selbst für geeigneten Nachwuchs sorgen. Die 
TKVV leistet hierzu seit vielen Jahren ihren Beitrag und kann bisher ausgeschriebene Stellen 
noch besetzen. Der Bewerberkreis wird jedoch zunehmend kleiner und die geplante Abschaf-
fung des technischen Referendariats ist hier auch nicht förderlich. 

Der vorgelegte Entwurf sieht im Artikel 40, §§ 1 bis 3 u.a. die Bildung von drei neuen Landes-
ämtern vor. Grundlage hierfür bildet das Thüringer Gesetz zur Neustrukturierung und Orga-
nisation der Behörden im Geschäftsbereich des für Infrastruktur und Landwirtschaft zustän-
digen Ministeriums, kurz Thüringer Infrastruktur- und Landwirtschaftsbehördenneustruktu-
rierungs- und -organisationsgesetz -ThürILBNeuOrgG-. Aus der Namensgebung ist bereits 
klar ersichtlich, dass die vorgesehenen Strukturveränderungen vorrangig den Bereich Infra-
struktur (also Bau), der Landwirtschaft und der ländlichen Flurneuordnung betreffen. 

Dies soll mit der Neuerrichtung von drei Landesämtern umgesetzt werden. Neben dem TLBG 
sollen noch ein neues Landesamt für Bau und Verkehr (TLBV) und ein neues Landesamt für 
Landwirtschaft und Ländlichen Raum (TLLLR) errichtet werden. Die Änderungen für die TKVV 
sind nicht nachvollziehbar und auch in wirtschaftlicher Hinsicht doch kritisch zu hinterfra-
gen. Weder der Bereich der Landwirtschaft noch der Bereich der ländlichen Flurneuordnung 
waren seit den 90iger Jahren von größeren Strukturreformen betroffen. Für die TKVV trifft 
das jedoch nicht zu. 

Das TLVermGeo wurde im Jahre 2005 neu errichtet und aus dem damaligen Thüringer Lan-
desvermessungsamt und den damaligen Thüringer Katasterämtern zu einer Behörde zu-
sammengefasst. In den Folgejahren erfolgte die entsprechende strukturelle Umgestaltung. 
Im Ergebnis entwickelte sich eine funktionsfähige Behörde, die in der Lage ist, auf Verände-
rungen flexibel zu reagieren. Umso unverständlicher ist die mit dem obigen Gesetz verfolgte 
Auflösung des TLVermGeo und Neuerrichtung des TLBG. 

Artikel 40 
Thüringer Gesetz zur Neustrukturierung und Organisation der Behörden im Geschäftsbe- 

reich des für Infrastruktur und Landwirtschaft zuständigen Ministeriums 

§ 1 Landesamt für Bodenmanagement und Geoinformation 
Gemäß § 1 soll das TLBG durch Verschmelzung des Landesamtes für Vermessung und Geoin- 
formation (TLVermGeo) und der für die Flurbereinigung und Flurneuordnung zuständigen 
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Teile der Ämter für Landentwicklung und Flurneuordnung (ÄLF) Gera, Gotha und Meiningen 
entstehen. 

In den Vorüberlegungen zum Gesetzentwurf heißt es im Abschnitt „B. Lösung", dass das 
ThürLBNeuOrgG als zentraler Regelungsteil der „rechtssicheren Umgestaltung der Behör-
denstruktur mit gesetzlichen Personalübergängen im gesamten nachgeordneten Geschäfts-
bereich des TMIL" dienen solle.  Welter  wird ausgeführt, dass alle dem unmittelbar nachge-
ordneten Geschäftsbereich zugeordneten 19 Behörden, Anstalten, Einrichtungen und Lan-
desbetriebe juristisch aufgelöst und zum 01.01.2019 auf der Grundlage des o. g. Gesetzes in 
drei zu errichtende Landesoberbehörden strukturell-organisatorisch zusammengefasst wer-
den sollen. Unter dem folgenden Anstrich a) wird wiederum von Verschmelzung gespro-
chen. Dabei bedarf es für das TLBG weder einer Auflösung noch einer Verschmelzung. 

Wenn man den Ausführungen des vorgelegten Entwurfes weiter folgt, ändert sich für das 
derzeitige TLVermGeo nichts. Es ist lediglich vorgesehen, die für die Flurbereinigung und 
Flurneuordnung zuständigen Teile der ÄFL in das TLBG zu überführen. Das geht auch aus 
dem vom zuständigen Aufbaustab „Thüringer Landesamt für Bodenmanagement und Geo-
information" erarbeiteten Organigrammentwurf hervor (siehe Anlage 1 und 2). Es wird le-
diglich eine vierte Abteilung Flurbereinigung und Flurneuordnung geschaffen. Alles andere 
bleibt weitestgehend so bestehen wie bisher. Es werden nur neue Begrifflichkeiten und 
Nummerierungen für die Organisationseinheiten eingeführt und jeweils ein Dezernat pro 
Abteilung mit einem anderen zusammengeführt. Insofern ist eine Auflösung des TLVermGeo 
nicht nachvollziehbar und auch in wirtschaftlicher Hinsicht nicht vertretbar. Hier sollte auch 
eine Berücksichtigung der damit verbundenen (unnötigen) Kosten erfolgen. 

In der Vergangenheit wurde die für die TKVV zuständige oberste Dienstbehörde mehrfach 
umbenannt und umorganisiert. Eine Auflösung hat jedoch nie stattgefunden. Warum wird 
diese Verfahrensweise nicht auch für den nachgeordneten Bereich in Erwägung gezogen? 

Dies wäre auch im Hinblick auf die nachfolgenden organisatorischen und rechtlichen Aus-
wirkungen einer Auflösung wesentlich zielführender. Bestehende Dienstvereinbarungen, 
Verordnungen und andere organisatorische Regelungen könnten bestehen bleiben. 

Es muss vielmehr darum gehen, die Interessen der Beschäftigten nach den formulierten Ziel-
stellungen der Landesregierung wie im PEK 2025 und PERMANENT umzusetzen. 

Hinzu kommt, dass sich die Straßenbauverwaltung derzeit in einem komplexen Umstruktu-
rierungsprozess befindet. Zudem wurden Strukturreformen vergangener Jahre noch nicht 
mal vollständig umgesetzt. Ggf. könnte auch hier zum jetzigen Zeitpunkt auf eine Auflösung 
der betroffenen Behörden verzichtet werden und lediglich Teile des Geschäftsbereiches in 
das bestehende Thüringer Landesamt für Bau und Verkehr integriert werden. 

Damit verbleibt lediglich noch der landwirtschaftliche Bereich, dessen Strukturen erst ein-
mal dem Stand der bereits beiden vorhandenen Landesämter angeglichen werden sollte. 
Allein für diesen Bereich ist die Auflösung der einzelnen Behörden, Anstalten und Einrich-
tungen und der anschließenden Neubildung eines Landesamtes nachvollziehbar. Zumal die-
ser Bereich bisher von keiner Strukturreform betroffen war. Unabhängig davon ist bereits 
zum jetzigen Zeitpunkt absehbar, dass der Fachbereich des neuen TLLLR nicht dauerhaft 
dem Geschäftsbereich des TMIL zugeordnet bleiben wird und eine zeitnahe Zuordnung zum 
Umweltministerium zu erwarten ist. Derartige Andeutungen erfolgen bereits von verschie-
denen Seiten. Zudem gestaltet sich die Auftrennung des Personals der ÄLF, welches derzeit 
Aufgaben von zwei zukünftigen Landesämtern wahrnimmt, nicht nur in fachlicher Hinsicht 
schwierig. Auch die personalrechtlichen Zuordnungen sind hier eindeutig zu klären. 

Seite 4 
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Alles andere könnte dann nach Verabschiedung des angekündigten ThürLBNeuOrgG über-
dacht werden. 

Zu § 7 Neuabgrenzung des Geschäftsbereiches des Ministeriums für Infrastruktur und 
Landwirtschaft 
In § 7 Abs. 1 soll eine Rechtsnachfolge des TMIL bei einer eventuellen Neuabgrenzung des 
Geschäftsbereiches des TMIL geregelt werden. Die Notwendigkeit einer solchen Regelung 
erschließt sich dem tbb nicht. Im Verwaltungsreformgesetz sollten alle Neustrukturierungen 
geregelt werden. Wir sprechen uns vehement gegen diese „Öffnungsklausel" für bislang 
nicht angedachte Reformen aus. 

Zu § 8 Errichtung und Schließung von Zweigstellen und auswärtigen Dienstsitzen des Lan-
desamtes 
Dieser § 8 ist ersatzlos zu streichen. Von Seiten der Ministerin Birgit Keller erfolgte eine Mit-
arbeiterinformation zur anstehenden Verwaltungsreform, in der Sie ausdrücklich betonte, 
dass die bisherigen Standorte im Geschäftsbereich als Zweigstellen erhalten bleiben. Eine 
entsprechende Festlegung sei im Entwurf zum ThürVwRG 2018 erfolgt. Mit der hier erfolg-
ten Regelung wird die Glaubwürdigkeit der Ministerin und damit auch der Landesregierung 
in Frage gestellt. Der tbb spricht sich daher für eine Streichung aus. 

Art. 42 
Änderung des Thüringer Vermessungs- und Geoinformationsgesetz 

Zu § 4 c (Nr.i) 
Die Festlegung des Hauptsitzes in Erfurt muss auch für das TLBG weiter gelten. Einer Strei- 
chung dieses Teilsatzes wird nicht zugestimmt (siehe Ausführungen zu Art. 40 § 8). 

Zu Artikel 43 
Änderung des Thüringer Gesetzes über die Öffentlich bestellten 

Vermessungsingenieure (ThürGÖbVI) 
Zu 4.: 
tbb und BTB lehnen alle geplanten Absenkungen der Zulassungsvoraussetzungen für ÖbVI 
strikt ab und fordern die Nr. 4 komplett aus dem Entwurf des ThürVwRG zu streichen. 

Das ThürGÖbVI enthält mit der Möglichkeit der Zulassung als ÖbVI für Bewerber mit einem 
Abschluss als Diplom-Ingenieur (FH) bzw.  Bachelor  sowie einer Anwärterausbildung für den 
gehobenen vermessungstechnischen Verwaltungsdienst (jetzt gehobenen technischen 
Dienst im Fachgebiet Geodäsie und Geoinformation) bereits eine Ausnahmeregelung vom 
Standardfall des Masterabschlusses mit anschließender Referendarausbildung. Dies stellt 
bereits ein Absenken der Zulassungskriterien dar, ist jedoch aufgrund der geforderten grö-
ßeren nachzuweisenden Berufserfahrung akzeptabel und hat sich in der Praxis bewährt. 

Der nun jedoch geplante komplette Wegfall jeglicher Laufbahnausbildung inkl. Laufbahn-
prüfung zeugt von geringer Wertschätzung gegenüber den jetzigen technischen Laufbahn-
ausbildungen und von wenig Respekt vor den Aufgaben, die vor allem mit Hilfe dieser Aus-
bildungen durch die Thüringer ÖbVI zu bewältigen sind. 

Während des Vorbereitungsdienstes werden nicht nur die sichere Anwendung der Rechts-
und Verwaltungsvorschriften, sondern auch fachtechnisches Wissen ergänzend zu dem an 
den Universitäten und Hochschulen erworbenen Fachwissen vermittelt. Betriebswirtschaft-
liche, organisatorische und Führungskompetenzen sowie Projektmanagement kommen hin-
zu. Die vielfältigen, teils weit über das Fachgebiet der Geodäsie und Geoinformation hinaus-
gehenden Aufgaben und Herausforderungen erfordern von unseren Kolleginnen und Kolle- 
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gen ein generalistisches, fächerübergreifendes Wissen. Interdisziplinäre Zusammenarbeit ist 
eine der wichtigsten Fähigkeiten für jeden ÖbVI. Ein  „training on the job"  ist bei diesem Pen-
sum an erforderlichem Fachwissen völlig illusorisch. Die unter 4. genannten Änderungen 
gehen daher völlig an der Realität vorbei und würden ausschließlich zu einer deutlichen Ab-
senkung der Qualität der dann neuen ÖbVI bzw. zu deutlichen Qualitätsunterschieden zwi-
schen den Kollegen führen. Dies kann auch nicht im Sinne des Verordnungsgebers sein. 

Weiterhin ist zu befürchten, dass man sich des eigenen Thüringer Nachwuchses in den Spit-
zenämtern der Verwaltung beraubt. Es wird dazu führen, dass diese Stellen mit kompeten-
ten Bewerbern mit 2. Staatsexamen besetzt werden, die jedoch kein technisches Hinter-
grundwissen besitzen. Andernfalls könnten Bewerber zum Zuge kommen, die ihr 2. Staats-
examen in einem anderen Bundesland erworben haben. 

Dort besteht jedoch selbst großer Nachwuchsbedarf, weshalb diese Möglichkeit keine Alter-
native darstellt. 

Gemeinsam mit dem Berufsverband der Thüringer ÖbVI, der einzigen von diesen Absenkun-
gen betroffenen Berufsgruppe, fordern wir die Beibehaltung der bewährten Regelungen. 

Zu Artikel 48 
Änderung des Thüringer Ausführungsgesetzes zum Flurbereinigungsgesetz 

Auch der geplante Wegfall der Spruchstelle für Flurbereinigung ist nicht hinnehmbar. Die 

geplante Abschaffung des Widerspruchsverfahrens als Vorverfahren nach § 68 VwG0 lehnt 
der tbb ab. 

In diesem Falle würde dem betroffenen Bürger nur die Klage vor den Verwaltungsgerichten 
zur Überprüfung des/der erlassenen Verwaltungsakte/s zur Verfügung stehen. Dies ist ext-
rem bürgerunfreundlich und wird zu einer massiven Erhöhung der Zahl der Klagen und da-
mit zu einer deutlichen Mehrbelastung der Verwaltungsgerichte führen (siehe auch Ausfüh-
rungen zu Art. 126). 

Art. 49 
Änderung des Thüringer Gesetzes über die Errichtung der Anstalt öffentlichen Rechts „Thü- 

ringenForst" 
Zu § 2 Abs. 4 Nr. 13 (Nr. bb))  
Der tbb/ BDF wendet sich vehement gegen diese Regelung. Bislang heißt es: 43. Laufbahn- 
ausbildung des gehobenen und des höheren Forstdienstes". 

Mit der Einfügung des Wortes „Qualifizierung" wird der Versuch unternommen, in das Er-
richtungsgesetz die Abschaffung der Laufbahnausbildung des höheren technischen Forst-
dienstes zu manifestieren. Eine Qualifizierung entspricht nicht einer festgeschriebenen Aus-
bildung in Form eines Referendariates. Insofern ist es nach wie vor befremdlich, dass ohne 
Not eine internationale Ausbildung als Solches durch eine „Oualifizierung" die nur in Thü-
ringen anerkannt wird, ersetzt werden  soil.  Insofern ist die Argumentation einer erfolgten 
Außerkraftsetzung der Thüringer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für den höheren 
Dienst der Forstverwaltung (ThürAPOhD) vom 13. Januar 1995 lediglich durch Mittelstrei-
chung des zuständigen Ministeriums und Anweisung an die AöR ThüringenForst erfolgt. 

Dies lehnt der tbb/BDF ab. Hierzu hat es bereits umfangreiche Diskussionen im zuständigen 
Fachausschuss gegeben. Die Argumentationen sollen hier nicht noch einmal wiederholt 
werden. 

Die weiteren Änderungen zu Artikel betreffen Redaktionelle Änderungen und sind im Zuge 
von Umbenennungen oder Aktualisierungen zu akzeptieren. 
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Art. 50 
Änderung des Thüringer Waldgesetzes 

Zu § 2 

Grundsätzlich ist die Herausnahme von Energietrassen (§ 2 Abs. 2 Satz 1.) zu begrüßen. Zu 
beachten sind hierbei jedoch ggf. auftretende, trennende und/ oder verbindende Wirkungen 
gemäß Thüringer Jagdgesetz bei der Bildung von Jagdbezirken. 

Hier muss unbedingt durch geeignete Regelungen eine Zerteilung von bestehenden Jagdbe-
zirken verhindert werden. 

Mit der Einfügung der Worte „vergleichbare fachliche Qualifizierung" in § 33 Abs. 8 Satz 2 
(Nr. 13) wird der Versuch unternommen, nach der Abschaffung der Ausbildung im Errich-
tungsgesetz im Waldgesetz die Abschaffung der Qualifikation einer Laufbahnausbildung des 
höheren technischen Forstdienstes zu manifestieren. Eine Qualifizierung entspricht nicht 
einer festgeschriebenen Ausbildung in Form eines Referendariates. Insofern ist es nach wie 
vor befremdlich, dass ohne Not eine internationale Ausbildung als Solches durch eine „Oua-
lifizierung" die nur in Thüringen anerkannt wird, ersetzt werden soll. Insofern ist die Argu-
mentation einer erfolgten Außerkraftsetzung der Thüringer Ausbildungs- und Prüfungsord-
nung für den höheren Dienst der Forstverwaltung (ThürAPOhD) vom 13. Januar 1995 ledig-
lich durch Mittelstreichung des zuständigen Ministeriums und Anweisung an die AöR Thü-
ringen Forst erfolgt. 

Auch die Änderung in § 58 Abs. 2 Satz 3 (Nr. 20) sowie § 59 Abs. 2 Satz 3 (Nr. 21 a)  bb))  wird 
vom tbb/BDF abgelehnt mit derselben Argumentation. 

Art. 58 
Änderung der Thüringer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Laufbahn des gehobe- 

nen technischen Dienstes im Fachgebiet Geodäsie und Geoinformation 
Der tbb wendet sich gegen die Kürzung der Ausbildungsinhalte sowie Ausbildungszeiten um 
den Bereich der Flurbereinigung (Nr. 5ff.). Flurbereinigung nennt man in Deutschland das 
Bodenordnungsverfahren, das die Neuordnung des  land-  und forstwirtschaftlichen Grund-
besitzes zum Ziel hat. Nach dem Willen des TMIL soll diese Leistung in Thüringen nicht mehr 
erbracht werden. Dabei verkennt die Landesregierung die Notwendigkeit von Flurbereini-
gungsverfahren im Zusammenhang mit dem Hochwasserschutz, dem Straßenbau und na-
türlich aktuell auch bei der Gemeindeneugliederung. 

Die weiteren Nummern regeln die Umsetzung der Abschaffung des technischen Referenda-
riates, wogegen sich der tbb massiv wendet. Der tbb setzt sich daher für eine Streichung der 
Nr. 5 bis 20 ein. 
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Art. 60 
Änderung der Thüringer Umlegungsausschussverordnung 

Aufgrund seiner Einstellung zur Abschaffung des technischen Referendariates in Thüringen 
erwartet der tbb die Streichung von § 2 Abs. 1 S. 2 2. Halbsatz „oder mit entsprechender 
Qualifikation". 

Art. 62 
Änderung der Verordnung zur Durchführung des Thüringer Gesetzes über die öffentlich be- 

stellten Vermessungsingenieure 
Der tbb/ BTB lehnt den geplanten Wegfall von § 3 Absatz 4 strikt ab. Siehe dazu auch unsere 
Ausführungen zu Artikel 43, Nr. 4. 

Art. 75 
Änderung der Dritten Durchführungsverordnung zum Thüringer Waldgesetz 

Der Zusatz in § 3 Abs. 1 „vergleichbare Qualifikation" ist zu streichen (Siehe Argumentation 
zu Art. 50 Nr. 13. 

Fünfter Teil 
Abschaffung von Widerspruchsverfahren und 

Änderung von Zuständigkeiten auf dem Gebiet der Berufsbildung 

Art. 126 
Änderung des Thüringer Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Die geplante Abschaffung der Widerspruchsverfahren, speziell im Bereich des amtlichen 
Vermessungswesens, lehnen wir strikt ab. Von der Möglichkeit, das Widerspruchsverfahren 
für bestimmte Verwaltungsverfahren abzuschaffen, sollte nur vorsichtig Gebrauch gemacht 
werden. Zuerst muss man sich der Befriedungsfunktion und Selbstreinigungsfunktion des 
Widerspruchsverfahrens bewusst werden. 
Die Befriedungsfunktion wird dann nicht mehr erfüllt, wenn in der Mehrzahl der Fälle, in 
denen Widerspruch eingelegt wird, auch ein gerichtliches Verfahren eingeleitet wird. Wenn 
das Widerspruchsverfahren nur noch eine Art Durchleitungsfunktion hat, nur noch eine 
Formalie ist, um vor Gericht Gehör zu erlangen, ist die Befriedungsfunktion nicht mehr ge-
ben. Das bedeutet, dass vor einer Abschaffung des Widerspruchsverfahrens in jedem Teilbe-
reich der entsprechende Nachweis zu führen ist, dass das Widerspruchsverfahren diese 
Funktion nicht mehr erfüllt. Dieser Nachweis ist hier nicht erbracht. 
Weiterhin dient das Widerspruchsverfahren der Selbstreinigung der Verwaltung. Die Ver-
waltung soll die Möglichkeit haben, selbst ihre Fehler zu erkennen und zu bereinigen. Man 
nimmt der Verwaltung dieses schnelle und kostengünstige Instrument, wenn man das 
Widerspruchsverfahren abschafft. 

Eine Besonderheit gilt noch für die beamtenrechtlichen Streitigkeiten. Faktisch wird hier ei-
ne Ungleichbehandlung zwischen nachgeordnetem Bereich und dem Ministerium ja, auch 
zwischen den Ministerien geschaffen. 

Weiterhin führt die Abschaffung des Widerspruchsverfahrens zu einer Verlagerung der Be-
lastung auf die Gerichte. Es besteht die erhebliche Gefahr, dass die Anzahl der gerichtlichen 
Streitigkeiten durch den Wegfall des „Filters" des Widerspruchsverfahrens zunimmt. Die 
bereits jetzt hohe Belastung der Gerichte einschließlich beamtenrechtlicher Streitigkeiten 
mit unzumutbaren Verfahrensdauern, die schon an die Grenze der Rechtsverfolgung geht, 
wird durch den Wegfall der Widerspruchsverfahren zusätzlich erhöht. 
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tbb Stellungnahme ThürVwRefG 

tbb 
beamtenbund 
und tarifunion 
thüringen 

Selbstkontrolle der Verwaltung und Schutz der Gerichte vor Überlastung sind die Haupt-
gründe für die Beibehaltung von Widerspruchsverfahren. Schafft man das ab, nimmt man 
dem Bürger eine verhältnismäßig kostengünstige Möglichkeit, gegen einen Bescheid vorzu-
gehen. Muss er gleich vor Gericht, ist es teurer und oftmals scheut sich der Bürger davor, 
überhaupt ein Gericht anzurufen, es sei denn, er hat eine Rechtsschutzversicherung. 
Bürgerfreundlich sieht anders aus. 

Artikel 129 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Die in Abs. 3 geplante Aufhebung der Thüringer Ausbildungs- und Prüfungsordnung für das 
technische Referendariat (ThürAPOtR) lehnen wir strikt ab. 

Argumente zur Notwendigkeit und unbedingten Aufrechterhaltung des technischen Refe-
rendariats haben wir bereits ausführlich dargelegt. Den Kompromiss mit dem Staatskanz-
leiminister zu diesem Thema haben wir widerrufen, da er auf der Grundlage falscher Tatsa-
chen geschlossen wurde. 

Weitere Ausführungen dazu finden Sie in unserer Stellungnahme zu Artikel 43 Nr. 4. 

Wir fordern deshalb nach wie vor, die geplante Aufhebung der ThürAPOtR zu stoppen. 

Des Weiteren verweisen wir auf die beigefügte Stellungnahme unserer Fachgewerkschaft 
DSTG vom 5. Oktober 2018, der wir uns anschließen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Helmut Liebermann 
Landesvorsitzender 
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Thüringer Landtag 
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Geschäftsstelle: 
Dittelstedter Grenze 3 
99099 Erfurt 

Erfurt, 05.10.2018  

Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 (ThürVwRG 2018); 
Anhörungsverfahren gemäß § 79 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags; 
Schriftliche Stellungnahme zu Drucksache 6/5826 

Schreiben Thüringer Landtag, Verwaltung vom 3. September 2018; 
Az.:  Drs.  6/5826-A 6.1/ap 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Landesverband Thüringen der Deutschen Steuer-Gewerkschaft (DSTG Thüringen) 
hat den übermittelten Entwurf des Thüringer Verwaltungsreformgesetzes 2018 
(ThürVwRG) geprüft. 

In unserer Stellungnahme haben wir uns — entsprechend unserer Sach- und Fach-
kenntnis als Fachgewerkschaft der Angehörigen der Finanzverwaltung - auf Teil 2 
(Finanzministerium) und hier wiederum insbesondere auf Artikel 3 (ThürNeustrFBG) des 
vorgelegten Gesetzesentwurfes ThürVwRG 2018 beschränkt. 
Eine Gesamteinschätzung der vorgelegten Drucksache 6/5826 erfolgt durch uns nicht. 

Im Abschnitt 'A. Problem und Regelungsbedürfnis' (Seite 3f) des vorgelegten Gesetzes-
entwurfes werden aus dem ThürGFVG als zu beachtende Leitlinien der 
Verwaltungsreform u.a. abgeleitet: 

1. Grundsätzliche Zweistufigkeit der Landesverwaltung, 
2. Aufgabenkritik als Überprüfung der wahrzunehmenden Aufgaben hinsichtlich 

Notwendigkeit und Organisationsform, 
3. Deregulierung, Entbürokratisierung sowie Standardüberprüfung Vereinfachung 

von Verwaltungsverfahren. 



In der im folgenden Text eingefügten Tabelle werden dann auch auf Seite 10 die 
Maßnahmen des Teil 2 (Finanzministerium, Artikel 3 bis 7) in der Spalte 
Vorteile/Gewichtung entsprechend gewertet: 

I. Effizienzgewinne durch Wegfall einer Verwaltungsebene und Verkürzung von 
Entscheidungswegen  

II. Abstimmungsprozesse reduziert bzw. deren Wegfall  
Ill.  Personaleinsparungen sofort durch Umwandlung von einem B6-besoldeten 

Dienstposten in B3- und von drei B3- in A16-besoldete Dienstposten 
IV. Personaleinsparungen zukünftig durch Wegfall zunächst ins TFM überführter 

Dienstposten 

Diesen positiven Aussagen bzw. Einschätzungen können wir uns bzgl. der Punkte 
L, IL und IV. nicht anschließen! Nach unserer Auffassung sind hier 
Wunschvorstellungen formuliert, um für den Großteil der insbesondere in Artikel 3 
(ThürNeustrFBG) formulierten Maßnahmen eine positive Gesamtbilanz zu erreichen. 
Wir schätzen ein, das wohl lediglich der Punkt  III.  durch die in Artikel 4 (Änderung 
des ThürBesG) vorgesehenen Maßnahmen erreicht werden könnte. Für die 
bisherigen Dienstposteninhaber müssen aber innerhalb der Verwaltung 
amtsangemessene Dienstposten übertragen werden, sodass es insgesamt 
gesehen keine Personalkosteneinsparungen gibt! 

Die sich aus dem Gesetz über die Grundsätze der Funktional- und Verwaltungsreform 
(ThürGFVG) ergebenen Leitlinien 1. bis 3. müssen nicht zwangsläufig zu einer Auflösung 
der LFD führen: 

Zweistufigkeit der Landesverwaltung ist grundsätzlich umzusetzen. D.h. nach unserem 
Verständnis nur dort einführen, wo dadurch Effizienzgewinne und Kosteneinsparungen 
erreichbar sind. 
Eben dies stellen wir für den Bereich der Steuerverwaltung in Abrede! 
Die Finanzverwaltung in Thüringen ist bereits jetzt weitestgehend zweistufig organisiert. 
Dies kann man auch an § 1 Abs. 5 des vorgelegten ThürNeustrFBG (Teil 2, Artikel 3) 
nachvollziehen. Hier sind die Aufgaben des zukünftigen TLF (Seite 26) aufgelistet, die 
bereits jetzt durch die LFD wahrgenommen werden! 
Lediglich im Bereich Steuerverwaltung fungierte die LFD als Mittelbehörde zur operativen 
Anleitung der Finanzämter. Diese Organisationsform ist zwar historisch gewachsen, aber 
hat sich dabei immer wieder als höchst effizient und anpassungsfähig bewiesen. 
Steuergesetzgebung ist Bundesangelegenheit; die einschlägigen Landesinteressen 
hierbei bedürfen jedoch eines fachlich kompetenten Steuerfachbereiches. Dieser Bereich 
des Ministeriums muss in der Lage sein, an der Entwicklung des Steuerrechtes 
bundesweit konzeptionell mitzuarbeiten und darüber hinaus für die Gesetzgebung und 
den Gesetzesvollzug im Land für z.B. die Bereiche Landeshaushalt, Steuervollzug 
(Festsetzung und Steuereinzug) und Landesaufgaben (z.B. Arbeitgeberfunktion) 
praktikable Verwaltungsvorgaben definieren zu können. 
Die praktische Führung und Organisation des Steuervollzugs in den Finanzämtern 
(Dienst- und Fachaufsicht über die Finanzämter) ist eine eigenständige Aufgabe, die an 
sich keine ministerielle Aufgabe darstellt. Daher sprechen wir uns gegen den 
vorgesehenen § 1 Abs. 3 ThürNeustrFBG (Seite 25) aus. Die unter IV. (zukünftige 
Personaleinsparungen) versprochenen Einsparungen werden nicht gesehen. 



Ganz unverständlich und dem Gesetzesvorhaben und seiner Begründung 
zuwiderlaufend, ist § 1 Abs. 4 ThürNeustrFBG  (Salta  27.7): Das TLF  soli  weiterhin 
kurzgesagt für die  IT-Aufgaben der Steuerverwaltung bzgl. der Finanzämter zuständig 
bleiben. 
Da aber das TLF nicht mehr die Dienst- und Fachaufsicht über die Finanzämter ausüben 
soll, wird hier ein Konstrukt formuliert, dass weder praktikabel noch effizient (Pkt. I.) 
erscheint und schon gar nicht die Abstimmungsprozesse reduziert (Pkt. IQ! 
Bisher waren  IT-Aufgaben, organisatorische und steuerfachliche Aufgaben für die 
Finanzämter in einer Behörde (LFD) vereint, die notwendigen Abstimmungen zwischen 
diesen Teilbereichen auch da nicht immer trivial, aber leistbar. Zukünftig sollen diese 
Aufgaben auf zwei Behörden verteilt werden, wovon nur noch eine die Finanzämter 
unmittelbar anleitet. Die Prozesse werden insgesamt komplizierter, der Abstimmungs-
bzw. Koordinierungsaufwand wird steigen. Die Punkte I. und  II.  werden damit verfehlt, 
zukünftiger Stellenmehrbedarf (Schaffung von Koordinierungs- bzw. Abstimmungs-
gremien/-stellen) ist bereits jetzt voraussehbar. 

Unser Lösungsvorschlag wäre: 
Beibehaltung einer Mittelbehörde zur Führung und Organisation des Steuervollzugs in 
den Finanzämtern. Bestimmte Aufgaben wie zum Beispiel Fragen der Personalführung 
wären aber in Abweichung der heutigen Zuständigkeiten den Finanzämtern z.B. durch 
Ausgestaltung der Budgetierung zu übertragen. Denkbar wäre auch die Neugestaltung 
z.B. der Prozesse Organisation, Haushalt, Aus- und Fortbildung unter Aufgabenübergang 
an Ministerium bzw. Finanzämter. 

Die in § 3 des Entwurfes ThürNeustrFBG (Seite 26f) vorgesehenen Aufgabenüber-
tragungen bzgl. 

- bescheinigende Stelle EGFL sowie ELER und 
Prüfbehörde für EFRE 

scheinen der Umsetzung der erarbeiteten Leitlinien zu entsprechen. 

Wunschgemäß erklären wir unser Einverständnis zur Veröffentlichung der 
Stellungnahme zur Drucksache 6/5826 im Online-Diskussionsforum des Thüringer 
Landtags mit der uns übersandten Anlage 3. 

Abschließend bedankt sich die DSTG Thüringen für die Möglichkeit zur Stellungnahme 
zum Entwurf des Thüringer Verwaltungsreformgesetzes 2018. 

Für weitere Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

Brnd Fricke 
Landesvorsitzender 

Anlage 
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